
Gewalt am Arbeitsplatz ist ein schwieriges 
Thema. Wie für alle anderen arbeitsbeding-
ten Gefährdungen und Belastungen gilt: Be-
schäftigte haben Anspruch auf den Schutz 
ihrer Gesundheit am Arbeitsplatz. Aber wie 
viele Personen sind überhaupt betroffen? 
Nach den Zahlen der Arbeitsunfallstatis-
tik 2016 erlitten 10.432 Beschäftigte einen 
meldepflichtigen Arbeitsunfall während ei-
ner betrieblichen Tätigkeit durch die Ein-
wirkung von physischer oder psychischer 
Gewalt durch einen anderen Menschen. 
Betrachtet man allein diese Art der Gewalt-
unfälle, dann hat deren Zahl in den vergan-
genen fünf Jahren um rund 22 Prozent zuge-
nommen (2012: 8.534 Fälle). Allerdings hat 
sich im Jahr 2016 die steigende Tendenz der 
vorhergehenden Jahre nicht fortgesetzt. „Es 
ist schwer zu sagen, ob hinter diesen Zah-
len auch eine entsprechende Zunahme des 
Risikos von Gewalt oder Bedrohung steht: 
So hat beispielsweise in den vergangenen 
Jahren auch die Beschäftigungsquote zu-
genommen, gerade in relevanten Bereichen 

wie der Pflege.“, sagt Dr. Joachim Breuer, 
Hauptgeschäftsführer der DGUV. „Hinzu 
kommt, dass die Betroffenen möglicherwei-
se stärker sensibilisiert sind und dies auch 
das Meldeverhalten beeinflusst.“

Besonders gefährdet von Übergriffen 
Dritter sind grundsätzlich Beschäftigte, 
die im Rahmen ihrer Arbeit Kunden- oder 
Patientenkontakt haben. So ereigneten 
sich 2016 gut 31 Prozent (3.252) aller Über-
griffe auf Beschäftigte in Krankenhäusern 
und Pflegeheimen, ein weiteres Fünftel im 
öffentlichen Bereich, auf Straßen oder bei 
der Nutzung von Transportmitteln (2.371). 
Angriffe können aber nicht nur physische, 
sondern auch psychische Folgen haben. In 
18 Prozent der Fälle wurde eine psychische 
Folge als schwerste Beeinträchtigung dia-
gnostiziert. Die Betroffenen haben meist 
etwas Traumatisches erlebt, zum Beispiel 
einen Überfall. „Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen sind bei diesem Thema 

sehr aktiv: Sie bieten den Unternehmen 
branchenspezifische Präventions- und Be-
ratungsangebote. Die Beschäftigten, die 
am Arbeitsplatz Opfer von Gewalt werden, 
erhalten die notwendige medizinische 
und psychologische Unterstützung“, so 
Breuer. Das Thema Gewalt gegen Beschäf-
tigte findet auch auf Bundesebene Auf-
merksamkeit. In der Entschließung des 
Bundesrates „Gewaltprävention für ge-
fährdete Beschäftigte in Dienstleistungs-
berufen“ vom Juli 2017 wird die Durch-
führung von Gefährdungsbeurteilungen 
als ein wesentliches Element der Präven-
tion vor Gewalt durch Dritte eingeschätzt. 
Auch hierbei unterstützen die Berufsge-
nossenschaften und Unfallkassen die Un-
ternehmen und Einrichtungen.

Web: www.dguv.de > Zahlen und Fakten  
> Veröffentlichungen > Statistik zum  
Arbeitsunfallgeschehen 2016
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Gewalt am Arbeitsplatz hat 
viele Formen
2016 erlitten über 10.000  
Beschäftigte einen Gewalt­
unfall am Arbeitsplatz

Der Überfall auf eine Tankstelle, Hand-
greiflichkeiten von Menschen mit Demen-
zerkrankungen bei der Pflege, der Schock 
nach einem traumatischen Ereignis – die 
Gewalt, die Menschen an ihrem Arbeits-
platz erleben, hat viele Formen. Im Jahr 
2016 erlitten über 10.000 Beschäftigte 
einen Gewaltunfall am Arbeitsplatz. Be-
sonders betroffen ist der Gesundheits- und 
Pflegesektor. Das geht aus der Arbeitsun-
fallstatistik 2016 der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung (DGUV) hervor.

TOP THEMA

Aggressionen und Übergriffe treffen oft Menschen, die im Rahmen ihrer  
täglichen Arbeit anderen Menschen helfen.

MEDIENECKE
Das DGUV Jahrbuch 
Prävention 2017
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Frau Dr. Niederfranke, 2015 wurde die 
Initiative zur Sicherung nachhaltiger 
Lieferketten in der Textilindustrie und 
anderen Branchen gestartet und der 
VZF eingerichtet. Der VZF ist bei der 
ILO angesiedelt, dort werden die kon-
kreten Projekte entwickelt und welt-
weit durchgeführt. Wie fällt Ihre Bilanz 
nach zwei Jahren aus?

Die Herausforderungen sind enorm: 2,78 
Millionen arbeitsbedingte Unfälle und 
Krankheiten mit Todesfolge können nur 
wirksam bekämpft werden, wenn die Staa-
ten über Grenzen hinweg Arbeitsnormen 
einhalten und Sicherheitsstandards auf-
bauen. Der Vision Zero Fund setzt genau 
da an mit dem Ziel, die Bedingungen vor 
Ort strukturell und nachhaltig zu verbes-
sern. Projekte in Asien (Myanmar) und Af-
rika (Äthiopien) im Textilbereich sind auf 
dem Weg. Zudem ist eine Kooperation mit 
Siemens für Afrika im Rahmen einer Pub-
lic-Private-Partnership aufgebaut. Verän-
derungen passieren aber nicht über Nacht, 
sondern brauchen Zeit. Ein positives Signal 
an die Weltgemeinschaft ist die Ausweitung 
des Vision Zero Fund zu einer G20-weiten 
Initiative: Industrie-, Schwellen- und Ent-
wicklungsländer ziehen bei der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen in globalen 
Lieferketten und bei der Prävention von Ar-
beitsunfällen an einem Strang.

Bangladesch ist der weltweit zweit-
größte Textilproduzent. Im Dezember 
2016 streikten dort Zehntausende von 
Beschäftigten für höhere Löhne. Un-

ternehmen und Regierung reagierten 
darauf mit Entlassungen und Repressi-
onen. Welche Konsequenzen sollten die 
internationale Gemeinschaft und die 
Bundesregierung daraus ziehen?

Streikrecht ist Menschenrecht. Das ILO-
Übereinkommen 87 schützt das Recht auf 
Vereinigungsfreiheit bereits seit 1948. Ein 
Jahr später kam mit dem ILO-Übereinkom-
men 98 das Recht zu Kollektivverhandlun-
gen hinzu. Diese Kernarbeitsnormen ver-
pflichten alle 187 ILO-Mitgliedstaaten, 
sich an die Vorgaben zu halten. Es ist die 
primäre Verantwortung der jeweiligen Re-
gierung, die Kernarbeitsnormen im eige-
nen Land durchzusetzen und einzuhal-
ten. Bangladesch ist ein souveräner Staat. 
Aber es gibt Wege, um die Missstände an-
zuprangern. Die ILO hat ein Beschwerde- 
und Kontrollverfahren, das die Einhal-
tung der Normen international überwacht, 
die Regierungen müssen Bericht erstatten. 
Kein Staat möchte auf Dauer öffentlich am 
Pranger stehen, auch um international 
nicht seine Glaubwürdigkeit und Reputa-
tion zu gefährden. Auch in unserem Land 
war es ein längerer Weg, Arbeitsrech-
te durchzusetzen. Das braucht einen ver-
lässlichen nationalen Rechtsrahmen und 
Strukturen, insbesondere Gewerkschaf-
ten, die es aufzubauen gilt. Genau daran 
arbeitet die ILO in Bangladesch mit der Re-
gierung und den Sozialpartnern.

Zusammen mit der ILO und dem Bun-
desministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung hat 
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Liebe Leserinnen und Leser,

der Blick zurück ist eine gute Übung 
um Signale von Nebengeräuschen zu 
unterscheiden. Ein starkes Signal die-
ses Jahr waren die Sozialwahlen: Sie 
sind gelebte Demokratie. Die gewähl-
ten Selbstverwaltungen sorgen dafür, 
dass Entscheidungen dort getroffen 
werden, wo sie auch entscheidend sind 
– nah am Menschen. 

Ein weiteres Signal war das Weiß-
buch der EU-Kommission und die De-
batte über die Zukunft Europas. Die ge-
setzliche Unfallversicherung setzt sich 
für ein Europa mit klaren Rollenvertei-
lungen ein. Nur so lassen sich auch in 
Zukunft die hohen Sozialstandards be-
wahren. Noch ein starkes Signal sende-
ten die G20-Staaten mit ihrem Bekennt-
nis zur Vision Zero, einer Welt ohne 
Arbeitsunfälle und arbeitsbedingten Er-
krankungen. Die Vision Zero soll keine 
Vision bleiben. Der Start unserer bun-
desweiten Kampagne kommmitmensch 
setzt genau dort an: in Betrieben und 
Einrichtungen soll eine Kultur der Prä-
vention etabliert werden, damit Men-
schen möglichst keine Unfälle und Er-
krankungen mehr erleiden. 

Übrigens, der Nobelpreis 2017 für 
Medizin wurde für Forschungen zur in-
neren Uhr verliehen. Die Biologen emp-
fehlen: Lassen Sie sich weniger vom 
Smartphone ablenken und schlafen 
Sie mehr. In diesem Sinne: Schalten Sie 
auch mal alle äußeren Signale ab und 
nehmen sie sich ganz bewusst Zeit für 
Familie, Freunde – und für sich selbst.

Ihr

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der DGUV
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Signale

Nach Einschätzung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) sterben 
jedes Jahr 2,78 Millionen Menschen an arbeitsbedingten Verletzungen und 
Krankheiten. Weitere 160 Millionen leiden an berufsbedingten Erkrankungen. 
Angesichts dieser Situation initiierte die Deutsche Präsidentschaft im Rahmen 
des G7-Gipfels im Juni 2015 die Schaffung des Vision Zero Fund (VZF) zur Ver-
meidung von und zum Schutz gegen arbeitsplatzbedingte Verletzungen und 
Krankheiten. Das Bekenntnis zu dem Fund wurde durch die G20-Erklärung 
in 2017 bekräftigt. Dr. Annette Niederfranke, Direktorin der ILO Repräsentanz 
Deutschland, zieht im Gespräch mit DGUV Kompakt Bilanz.

„Kein Staat möchte  
auf Dauer öffentlich  
am Pranger stehen“

INTERVIEWEDITORIAL



die DGUV bisher vier Studienaufenthal-
te für Delegationen aus Bangladesch 
ausgerichtet. Dabei ging es um konkre-
ten Arbeitsschutz, den sozialen Dialog 
sowie um die Unterstützung beim 
Aufbau einer Unfallversicherung.  
Wie bewerten Sie diese Initiative?

Aus erster Hand zu erfahren, wie Sozial-
partnerschaft in Deutschland gelebt wird, 
ist unendlich wertvoll und wir unterstüt-
zen das, vor allem wenn es dann darum 
geht, das Gesehene und Gelernte im eige-
nen Land umzusetzen. Denn Konzepte, 
die hier über Jahrzehnte gewachsen sind, 
lassen sich nicht eins zu eins übertragen. 
Hier braucht es den Sozialdialog vor Ort 
und die Verständigung darauf, welche 
Kernelemente wie aufgebaut werden kön-
nen. Wir begrüßen sehr, dass die DGUV 
diesen Prozess angestoßen hat. Praxis-
beispiele sind so wichtig. Sie geben das 
Vertrauen, dass Ideen den Realitätstest 
bestehen. Und dass langfristig alle von si-
cheren und gesunden Arbeitsbedingun-
gen, sozialer Sicherung und vom Sozial-
dialog profitieren. Es gibt einen direkten 
Zusammenhang zwischen Arbeitsschutz 
und Produktivität.

Wie geht es weiter mit dem VZF?

Wir haben in Asien begonnen mit dem Tex-
tilsektor und weiten die Aktivitäten nun 
auf andere Kontinente und Sektoren aus. 
Afrika rückt dabei in den Fokus und die 
Sektoren Landwirtschaft und Infrastruk-
tur. Beim Aufbau neuer Sektoren – Stra-
ßen, öffentliche Infrastruktur – gibt es 
die große Chance, Sicherheit und Arbeits-
schutz gleich von Anfang an mit zu berück-
sichtigen und präventiv zu arbeiten und 
nicht erst aktiv zu werden, wenn grausa-
me Unfälle passiert sind. Ziel ist auch, die 
Wirtschaft mit an Bord zu bekommen, des-
halb sind weitere Kooperation mit der Wirt-
schaft eingeleitet. Daneben arbeiten wir 
daran, die Initiativen des VZF noch besser 
mit anderen Großprojekten und Initiativen 
einzelner Länder zu vernetzen, damit die 
Hilfe wirklich aus einer Hand kommt.
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Im Oktober hat die EU-Kommission 
Maßnahmen vorgestellt, die sie vor 
Ende der Legislaturperiode des Eu-
ropäischen Parlaments im Mai 2019 
zum Abschluss bringen möchte. Mit 
diesen im Arbeitsprogramm für das 
Jahr 2018 enthaltenen Initiativen soll 
die künftige Union der 27 gestärkt 
werden. Zudem sollen Antworten auf 
die großen Herausforderungen wie 
die Schaffung von Wachstum und Ar-
beitsplätzen gefunden werden.

Für die Sozialversicherung ist unter 
anderem das für März 2018 geplan-
te Paket zur sozialen Gerechtigkeit re-
levant. Beabsichtigt ist hier zum ei-
nen eine Initiative, mit der die soziale 
Sicherung für Erwerbstätige in atypi-
schen Verhältnissen besser zugäng-
lich gemacht werden soll. Ziel ist es, 
die bestehenden Lücken zu schließen, 
so dass alle Erwerbstätigen unabhän-
gig vom Beschäftigungsstatus Beiträ-
ge leisten und Zugang zu Sozialschutz 
erhalten können. Zum anderen plant 
die EU-Kommission eine europäische 
Arbeitsbehörde und eine europäische 
„Sozialversicherungsnummer“ einzu-
richten. Doch auch bereits laufende Pro-
jekte sollen weiter unterstützt werden. 
Dazu zählen u. a. die Einführung einer 
Elektronischen Europäischen Dienst-
leistungskarte als auch die Überarbei-
tung der Verordnung zur Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit. Da-
neben soll die jüngst proklamierte Säu-
le sozialer Rechte dazu beitragen, die Ar-
beits- und Lebensbedingungen in den 
Mitgliedstaaten zu verbessern. Sie soll 
als Basis einer europäischen, sozialen 
Marktwirtschaft dienen und ein nach-
haltiges Wohlfahrtssystem begünstigen.

Um bessere Ergebnisse in der Pra-
xis zu erzielen, sollen die Um- und 
Durchsetzung von Rechtsvorschrif-
ten verbessert werden. Im Rahmen 
„der Union des demokratischen Wan-
dels“ möchte die EU-Kommission per-
spektivisch mit Blick auf das Jahr 2025 
die Subsidiarität fördern und weniger 
Rechtssetzungsverfahren starten, die-
se aber effizienter gestalten.

Web: www.dsv-europa.de > News

EU-Arbeits
programm 2018
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Informationen zum Arbeitsschutz und zur Unfallversicherung aus erster Hand: eine Delegation 
aus Bangladesch bei einem Studienaufenthalt 2015 in Deutschland. Eine Station war der Besuch 
des Instituts für Arbeit und Gesundheit der DGUV (IAG) in Dresden.

Dr. Annette Niederfranke
Direktorin der ILO-Repräsen-
tanz in DeutschlandFo
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29. – 31. Januar 2018
REACH 2018: Tag der Stakeholder
HELSINKI, FINNLAND
www.echa.europa.eu > Reach 2018

30. Januar 2018
Auf dem Weg in eine inklusive  
Gesellschaft? Grundlagen und 
Gestaltungsvorschläge zur Beschäfti-
gung von Menschen mit Behinderung
WUPPERTAL
www.institut-aser.de > Veranstaltungen

6. – 7. März 2018
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Gesunde Führung und  
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BERLIN
www.arbeitsfaehig.com/de  
> Seminare/Tagungen

Das Mutterschutzrecht wurde 2017 grund-
legend reformiert. Viele Änderungen tre-
ten zum 1. Januar 2018 in Kraft. Eine we-
sentliche Neuerung ist die Ausweitung 
des geschützten Personenkreises: Ab dem 
kommenden Jahr profitieren unter be-
stimmten Voraussetzungen beispielswei-
se auch Schülerinnen und Studentinnen 
von den Mutterschutzregelungen.

Für Arbeitgeber ergeben sich neue 
Pflichten. Sie werden ausdrücklich auf-
gefordert, Beschäftigungsverbote aus be-
trieblichen Gründen zu vermeiden. Das 
kann z. B. durch eine Umgestaltung der 

Arbeitsbedingungen oder durch eine Um-
setzung erreicht werden. Erst wenn die 
vorgesehenen Maßnahmen nicht greifen, 
kommt ein Beschäftigungsverbot in Frage.

 Des Weiteren gilt ein allgemeines Be-
schäftigungsverbot für werdende Mütter, 
die Arbeiten in einem vorgegeben Zeit-
fenster erledigen müssen. Neu ist auch, 
dass Frauen mehr Mitspracherecht bei der 
Gestaltung der Arbeitszeit haben, wenn 
es um Mehr- und Nachtarbeit geht.

Web: www.bmfsfj.de  
> Suchbegriff: „Reform MuSchG“

Die Mitgliederversammlung der DGUV 
hat sich in der neuen Sozialwahlperiode 
neu konstituiert. Wie die Berufsgenossen-
schaften und Unfallkassen wird die DGUV 
von einer Selbstverwaltung aus ehrenamt-
lichen Vertreterinnen und Vertretern der 
Arbeitgeber und Versicherten gesteuert. So 
fließen Erkenntnisse aus der Praxis direkt 
in die Ausgestaltung von Prävention und 
Rehabilitation ein und berücksichtigen 
verschiedene Interessenlagen. Die Mitglie-
derversammlung wählte in ihrer Sitzung 
am 30. November 2017 Stefan Weis für die 

Versicherten und Helmut Etschenberg für 
die Arbeitgeber zu ihren Vorsitzenden. Der 
ebenfalls von der Mitgliederversammlung 
neu gewählte Vorstand wählte Manfred 
Wirsch (Versichertenseite) und Volker En-
kerts (Arbeitgeberseite) zu seinen neuen 
Vorsitzenden. Wirsch vertrat bereits in der 
vergangenen Sozialwahlperiode die Ver-
sichertenseite als Vorstandsvorsitzender. 
Enkerts folgt auf Arbeitgeberseite auf Dr. 
Rainhardt Freiherr von Leoprechting.

Web: www.dguv.de (Webcode: dp1058144)

Besserer Schutz für werdende Mütter

Selbstverwaltung der DGUV stellt sich neu auf
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Ganz im Zeichen der neuen Präventions-
kampagne kommmitmensch der Berufs-
genossenschaften und Unfallkassen steht 
das aktuelle Jahrbuch Prävention der 
DGUV. Mit dem Start der Kampagne ist ein 
großes Ziel verbunden: die Etablierung ei-
ner Kultur der Prävention in allen Unter-
nehmen und Einrichtungen, um tödliche 
oder schwere Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten möglichst ganz zu vermei-
den. Die sogenannte Vision Zero ist ein 
Kapitel im Jahrbuch 2017, daneben geht es 
auch um den digitalen Wandel in der Ar-
beitswelt und dessen Folgen für den Ar-
beitsschutz, um die Bedeutung der Nor-
mung und um aktuelle Entwicklungen im 
arbeitsmedizinischen Bereich. Internatio-
nale und nationale Experten aus verschie-
denen Fachbereichen und Institutionen 
lassen auch den „Blick über den Teller-
rand“ nicht zu kurz kommen.

Web: publikationen.dguv.de  
(Bestellnummer: 12633, kostenfrei)

MELDUNGEN

TERMINE

„Wir sind  
kommmitmenschen“

MEDIENECKE

100!
Das Deutsche Institut für Normung  
e.V. (DIN) feiert am 22. Dezember 2017 
seinen 100. Geburtstag. Das DIN ist  
die unabhängige Plattform für  
Normung und Standardisierung  
in Deutschland und weltweit.
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